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Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag über die Voraussetzungen zur Ausstattung 
und Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Stiftung „Zoologisches Forschungsmu-
seum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere“ beziehungsweise 
„Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ mit den Standorten Bonn und 
Hamburg 
 
 
A Problem 
 
Das „Zoologische Forschungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität der 
Tiere“ (ZFMK) wurde vom Land Nordrhein-Westfalen durch Gesetz vom 13. November 2012 
(GV. NRW. 2012 S. 516) zum 1. Januar 2013 als Stiftung des öffentlichen Rechts rechtlich 
verselbständigt. Zweck der Stiftung ist es, artbezogene Biodiversitätsforschung zu betreiben 
und für den Wissenstransfer in die Fachwelt und die Öffentlichkeit zu sorgen. Kernbestand der 
Stiftung sind die zoologischen Sammlungen.  
 
Die Stiftung ist Mitglied der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (WGL), 
deren Einrichtungen gemäß Artikel 91b des Grundgesetzes auf Basis der Ausführungsverein-
barung zum GWK-Abkommen über die gemeinsame Förderung der Mitgliedseinrichtungen der 
WGL (AV-WGL) von Bund und Ländern gemeinsam gefördert werden. 
 
Mit Antrag vom 31. August 2018 hat das Land Nordrhein-Westfalen in Abstimmung mit der 
Freien und Hansestadt Hamburg bei der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) die 
Zusammenführung des „Centrums für Naturkunde“ (CeNak) der Universität Hamburg mit dem 
ZFMK in Bonn zu einem „Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ im Wege der 
Veranschlagung eines großen strategischen Sondertatbestandes beantragt. Mit Beschluss 
vom 26. Juni 2020 hat die GWK dieser strategischen Erweiterung mit Wirkung zum 1. Januar 
2021 zugestimmt und damit die Voraussetzungen für eine gemeinsame Bund-Länder-Finan-
zierung auch der Erweiterung der Stiftung sowie deren Weiterentwicklung zu einem „Leibniz-
Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ (LIB) ab dem Jahr 2021 geschaffen.  
 
Die Stiftung soll künftig mit zwei Standorten und zwei Ausstellungsstätten in Bonn und Ham-
burg Artenvielfalt und Evolutionsprozesse erfassen und Trends der Veränderungen unserer 
biologischen Umwelt nachweisen und analysieren, um einen Beitrag zur Reduzierung des fort-
schreitenden Verlustes von Biodiversität in Deutschland und im Ausland zu leisten. 
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B Lösung 
 
In rechtlicher Hinsicht erfordert die Umsetzung dieser strategischen Erweiterung insbesondere 
die Übertragung von dem Hamburger CeNak zuzuordnenden Vermögensgegenständen und 
Arbeitsverhältnissen auf die bestehende nordrhein-westfälische Stiftung ZFMK. Diese sollen 
in konkret bestimmtem Umfang im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (kraft Gesetzes) auf die 
Stiftung ZFMK übergehen.  
 
Zudem sollen die Finanzierungsbeziehungen der beiden Länder Nordrhein-Westfalen und 
Hamburg in rechtsverbindlicher Weise geregelt werden. Dies betrifft insbesondere die Auftei-
lung des von den Ländern Nordrhein-Westfalen und Hamburg im Rahmen der gemeinsamen 
Bund-Länder-Finanzierung gemäß den Regularien der AV-WGL zu finanzierenden Sitzlandan-
teils.  
 
Für den Fall der Beendigung der gemeinsamen Finanzierung der Stiftung soll bereits jetzt eine 
Rahmenregelung getroffen werden, durch die sichergestellt wird, dass in diesem Falle beide 
Länder grundsätzlich wieder in alle ihrem jeweiligen Standort zuzuordnenden Rechte und 
Pflichten – insbesondere auch in die finanziellen Verpflichtungen für die ihrem jeweiligen 
Standort zuzuordnenden Arbeitsverhältnisse – eintreten.  
 
Zudem soll gewährleistet werden, dass die Hamburger Sammlungen, die auf ausdrücklichen 
Wunsch der Freien und Hansestadt Hamburg im Eigentum der Universität Hamburg verbleiben 
werden, der Stiftung zur uneingeschränkten, eigentümerähnlichen Nutzung im Rahmen ihres 
Stiftungszweckes zur Verfügung stehen.  
 
Die vorgenannten Regelungen sind in einem Staatsvertrag zu treffen, der zwischen dem Land 
Nordrhein-Westfalen und der Freien und Hansestadt Hamburg geschlossen werden soll.  
 
Der Staatsvertrag bedarf der Zustimmung des Landtags und wird als Anlage zu diesem Gesetz 
verkündet. 
 
C Alternative 
 
Keine. 
 
D Kosten 
 
Die Forschungsaufgaben der Stiftung werden gemäß Artikel 91b des Grundgesetzes auf 
Grundlage der AV-WGL von Bund und allen Bundesländern gemeinsam finanziert. Die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben der Stiftung werden dabei jeweils zur Hälfte durch den Bund und die 
Länder aufgebracht (§ 3 Absatz 1 AV-WGL). Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwen-
dungsbetrages wird zu 25 Prozent auf alle Länder nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen 
und ihrer Bevölkerungszahl (Königsteiner Schlüssel) umgelegt (§ 5 Satz 1 Nr. 1 AV-WGL) und 
zu 75 Prozent vom jeweiligen Sitzland getragen (§ 5 Satz 1 Nr. 2 AV-WGL). Dies gilt mit Aus-
nahme des auf die Länder entfallenden Teils des Zuwendungsbetrages für Bauinvestitionen, 
welcher vom jeweiligen Sitzland allein zu tragen ist (§ 5 Satz 2 AV-WGL).  
 
Im Falle des ZFMK beträgt der gemäß AV-WGL gemeinsam von Bund und Ländern finanzierte 
Forschungsanteil am Gesamthaushalt der Stiftung rund 75 Prozent. Die sonstigen, insbeson-
dere musealen, Aufgaben der Stiftung (rund 25 Prozent des Gesamthaushaltes) sind nicht 
Gegenstand der gemeinsamen Bund-Länder-Förderung und daher durch das Sitzland allein 
zu finanzieren.  
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Für die Umsetzung der strategischen Erweiterung der Stiftung entsteht ein zusätzlicher Bund-
Länder-Finanzierungsbedarf, der vom ersten Jahr der Umsetzung (2021) von 6.390 T € bis 
auf den Endausbau in Höhe von 8.839 T € im Jahr 2027 aufwächst. Diese Finanzierungsbe-
darfe sind als strategischer Sondertatbestand bei der GWK zum 1. September 2018 beantragt 
und von der GWK am 26. Juni 2020 nach Befürwortung durch den Wissenschaftsrat beschlos-
sen worden. Die konkreten Finanzierungsbeiträge von Bund und Ländern werden auf jährli-
cher Basis gemäß dem Antrag vom 31. August 2018 in der GWK festgelegt. 
 
Für das Land Nordrhein-Westfalen fällt für die Umsetzung der strategischen Erweiterung der 
Stiftung am Standort Hamburg nur der im Rahmen der gemeinsamen Bund-Länder-Finanzie-
rung nach AV-WGL ohnehin bei allen bundesweiten Leibniz-Einrichtungen zu leistende Bei-
trag zum Anteil aller Länder gemäß Königsteiner Schlüssel (§ 5 Satz 1 Nr. 1 AV-WGL) an.  
 
Der wegen der Erweiterung am Standort Hamburg auf das Land Nordrhein-Westfalen als Sitz 
der Stiftung zusätzlich entfallende Sitzlandanteil (§ 5 Satz 1 Nr. 2 AV-WGL) wird von der Freien 
und Hansestadt Hamburg getragen werden. Die konkrete Verteilung des Sitzlandanteiles zwi-
schen den beiden Ländern wird künftig von den zuständigen Fachministerien der Länder in 
Abstimmung mit der Stiftung für die Haushaltsaufstellung in der GWK festgelegt werden. 
Grundlage für die Bestimmung der Finanzierungsanteile der beiden Länder ist der auf die je-
weiligen Standorte Bonn und Hamburg entfallende, auf Basis des jährlichen Wirtschaftsplans 
(„Programmbudgets“) der Stiftung ermittelte jährliche Zuwendungsbedarf unter Berücksichti-
gung der anteiligen Kosten für die zentrale Administration der Stiftung.  
 
Durch das Land Nordrhein-Westfallen wird – wie bisher – der gemäß den Regularien der AV-
WGL auf den Standort Bonn unverändert entfallende Sitzlandanteil zu finanzieren sein. 
 
Die außerhalb der gemeinsamen Bund-Länder-Förderung zu finanzierenden sonstigen, insbe-
sondere musealen, Aufgaben der Stiftung am Standort Hamburg werden durch die Freie und 
Hansestadt Hamburg getragen. Zur Erfüllung ihrer sonstigen, insbesondere musealen, Aufga-
ben am Standort Bonn wird die Stiftung – wie bisher – Zuwendungen aus Mitteln des Landes-
Nordrhein-Westfalen erhalten. 
 
Die Unterbringung der Stiftung am Standort Hamburg übernimmt die Freie und Hansestadt 
Hamburg auf ihre Kosten. Für die Unterbringung der Stiftung am Standort Bonn bleibt unver-
ändert das Land-Nordrhein-Westfalen verantwortlich. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Kultur und Wissenschaft. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
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H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Geschlechtsspezifische Belange von Männern und Frauen sind durch das Gesetz nicht be-
rührt. Der in der Anlage zum Gesetz zu veröffentlichende Staatsvertrag trägt der geschlech-
tergerechten Sprache Rechnung. 
 
I. Auswirkungen des Vorhabens auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinn der Nach-

haltigkeitsstrategie NRW) 
 
Das Gesetz hat keine negativen Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung im Land Nord-
rhein-Westfalen.  
 
J  Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen  
 
Das Gesetz hat keine negativen Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen. 
 
K Befristung von Vorschriften 
 
Keine. 
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Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag über die Voraussetzungen zur Ausstattung 
und Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Stiftung „Zoologisches Forschungsmu-

seum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere“ beziehungsweise 
„Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ mit den Standorten Bonn und 

Hamburg vom X. Monat 2021 
 
 

§ 1 
 
(1) Dem Staatsvertrag zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und der Freien und Hanse-
stadt Hamburg über die Voraussetzungen zur Ausstattung und Finanzierung der öffentlich-
rechtlichen Stiftung „Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für 
Biodiversität der Tiere“ beziehungsweise „Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswan-
dels“ mit den Standorten Bonn und Hamburg vom X. Monat 2021 (Staatsvertrag) wird zuge-
stimmt. Der Staatsvertrag wird in der Anlage veröffentlicht. 
 
(2) Der Staatsvertrag tritt gemäß seinem Artikel 8 Absatz 1 Satz 2 am Tag des Austausches 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. Dieser Zeitpunkt wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen bekannt gegeben werden. 
 

§ 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Bei dem „Zoologischen Forschungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiver-
sität der Tiere“ (ZFMK) handelt es sich um eine Stiftung des öffentlichen Rechts, die durch das 
Land Nordrhein-Westfalen durch Gesetz vom 13. November 2012 (GV. NRW. 2012 S. 516) 
(„Stiftungserrichtungs-Gesetz“) errichtet wurde. Zweck der Stiftung ist es, artbezogene Bio-
diversitätsforschung zu betreiben und für den Wissenstransfer in die Fachwelt und die Öffent-
lichkeit zu sorgen. Kernbestand der Stiftung sind die zoologischen Sammlungen. Die Stiftung 
ist Mitglied der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (WGL), deren Ein-
richtungen gemäß Artikel 91b des Grundgesetzes auf Basis der Ausführungsvereinbarung 
zum GWK-Abkommen über die gemeinsame Förderung der Mitgliedseinrichtungen der Wis-
senschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (AV-WGL) von Bund und Ländern ge-
meinsam gefördert werden. 
 
Mit Antrag vom 31. August 2018 haben das Land Nordrhein-Westfalen und die Freie und Han-
sestadt Hamburg bei der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) die Zusammenfüh-
rung des Centrums für Naturkunde (CeNak) der Universität Hamburg mit dem ZFMK in Bonn 
zu einem „Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ (LIB) im Wege der Veran-
schlagung eines großen strategischen Sondertatbestandes beantragt. Mit Beschluss vom 26. 
Juni 2020 hat die GWK der beantragten strategischen Erweiterung mit Wirkung zum 1. Januar 
2021 zugestimmt, um die CeNak-Sammlungen auf dem Leibniz-Exzellenzniveau zu erschlie-
ßen. Die Stiftung soll künftig mit zwei Standorten und zwei Ausstellungsstätten in Bonn und 
Hamburg tätig sein. Hamburg und Nordrhein-Westfalen sind damit Sitzland gemäß der übli-
chen GWK-Regularien. 
 
In rechtlicher Hinsicht erfordert die Umsetzung der strategischen Erweiterung insbesondere 
die Übertragung der dem Hamburger CeNak zuzuordnenden Vermögensgegenstände und Ar-
beitsverhältnisse auf die bestehende nordrhein-westfälische Stiftung ZFMK. Zudem sollen die 
Finanzierungsbeziehungen der beiden Länder Nordrhein-Westfalen und Hamburg in rechts-
verbindlicher Weise in einem Staatsvertrag geregelt werden.  
 
Der Staatsvertrag bedarf der Zustimmung des Landtags und wird als Anlage zu diesem Gesetz 
verkündet. 
 
B Besonderer Teil  
 
Zu § 1  
 
Die Regelung beinhaltet die zur Ratifikation des Staatsvertrags erforderliche Zustimmung des 
Landtages.  
 
Der Hinweis auf die Bekanntgabe der staatsvertraglichen Regelungen trägt dem Umstand 
Rechnung, dass dieser nicht an einem abstrakt zu bestimmenden Datum in Kraft tritt, sondern 
nach seinem Artikel 8 Absatz 1 Satz 2 am Tag des Austausches der Ratifikationsurkunden.  
 
Zu § 2 
 
§ 2 betrifft den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zustimmungsgesetzes. 
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Die Begründungen zu den einzelnen Regelungen des Staatsvertrages lauten folgender-
maßen:  
 
Zu Artikel 1 Staatsvertrag: 
 
Artikel 1 stellt die wesentlichen Regelungsgegenstände des Staatsvertrages dar: 
Ein wesentlicher Gegenstand des Staatsvertrages ist gemäß Absatz 1 die Übertragung von 
dem Hamburger Centrum für Naturkunde der Universität Hamburg (CeNak) zuzuordnenden 
Vermögenswerten und Arbeitsverhältnissen auf die bestehende nordrhein-westfälische Stif-
tung „Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig – Leibniz-Institut für Biodiversität 
der Tiere“ (ZFMK) mit Wirkung zum 1. Juli 2021 (Absatz 1). Beim CeNak handelt es sich um 
eine rechtlich unselbständige zentrale Betriebseinheit der Universität Hamburg. Die dem 
CeNak zuzuordnenden beweglichen Sachen und Rechte wurden mit Haushaltsmitteln ange-
schafft und sind damit Eigentum der Freien und Hansestadt Hamburg. Da das CeNak nicht 
über eine eigene Rechtspersönlichkeit verfügt, kann keine Übertragung des CeNak „im Gan-
zen“ auf die Stiftung erfolgen. Im Staatsvertrag ist daher im Einzelnen zu regeln, welche der 
dem CeNak zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses zuzuordnenden Vermögensgegenstände 
und Arbeitsverhältnisse auf die Stiftung übergehen. Die Übertragung der im Staatsvertrag ge-
nannten Vermögenswerte und Arbeitsverhältnisse auf die Stiftung erfolgt jeweils kraft Geset-
zes (durch das Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag), mit dem der Staatsvertrag in Landes-
recht transformiert wird. Dies hat zur Folge, dass die Stiftung ab dem Übertragungsstichtag in 
dem im Staatsvertrag bestimmten Umfang als Gesamtrechtsnachfolgerin in die entsprechen-
den Rechte und Pflichten der Freien und Hansestadt Hamburg eintritt („partielle Gesamtrechts-
nachfolge“). 
 
Die Stiftung wird künftig einen Standort in Bonn und einen Standort in Hamburg haben. Sitz 
der Stiftung bleibt Bonn (Absatz 2). 
 
Weiterer wesentlicher Gegenstand des Staatsvertrages ist die Regelung der Finanzierungs-
beziehungen zwischen den beiden Ländern Nordrhein-Westfalen und Freie und Hansestadt 
Hamburg (Absatz 3). 
 
Zu Artikel 2 Staatsvertrag: 
 
Die im Staatsvertrag getroffenen Vereinbarungen erfordern eine Anpassung des Stiftungs-Er-
richtungsgesetzes vom 13.11.2012, welches sich in seiner derzeit geltenden Fassung nur auf 
die bestehende Stiftung ZFMK mit dem bereits vorhandenen Standort Bonn bezieht. Die Än-
derung des Stiftungs-Errichtungsgesetzes soll nach dem Inkrafttreten des Staatsvertrages er-
folgen. Um diese nicht vorwegzunehmen, enthält der Staatsvertrag diesbezüglich noch keine 
konkreten textlichen Vorgaben. Die Änderung des Stiftungs-Errichtungsgesetzes hat jedoch 
der im Staatsvertrag vereinbarten Erweiterung der Stiftung und deren Weiterentwicklung zum 
„Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ sinnvoll Rechnung zu tragen. Vorge-
sehen ist, dass im Stiftungsrat künftig neben je einer Vertreterin oder einem Vertreter des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der Universität Bonn auch je eine Vertreterin oder ein Ver-
treter der Freien und Hansestadt Hamburg und der Universität Hamburg (UHH) vertreten sind. 
Der Name der Stiftung soll künftig „Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswandels“ 
(LIB) lauten, um dem zentralen Entwicklungsziel der Stiftung, dem Ausbau der Forschung zum 
Biodiversitätswandel, Rechnung zu tragen. 
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Zu Artikel 3 Staatsvertrag: 
 
Die bestehende Stiftung wird auf Grundlage von Art. 91b Abs. 1 des Grundgesetzes gemäß 
den Regularien der AV-WGL von Bund und Ländern gemeinsam gefördert. Die Zuwendungen 
an die Stiftung werden dabei grundsätzlich jeweils zur Hälfte durch den Bund und die Länder 
getragen (§ 3 Absatz 1 AV-WGL). Der auf die Länder entfallende Teil des der Stiftung gewähr-
ten Zuwendungsbetrages wird zu 25 Prozent auf alle Länder nach dem Verhältnis ihrer Steu-
ereinnahmen und ihrer Bevölkerungszahl (Königsteiner Schlüssel) umgelegt und zu 75 Pro-
zent vom jeweiligen Sitzland getragen (§ 5 Satz 1 Nr. 1 AV-WGL). Dies gilt mit Ausnahme des 
auf die Länder entfallenden Teils des Zuwendungsbetrages für Bauinvestitionen, welcher vom 
jeweiligen Sitzland allein zu tragen ist. Der Sitzlandanteil in Höhe von 75 Prozent des auf die 
Länder entfallenden Teils des Zuwendungsbetrages wird künftig durch das Land Nordrhein-
Westfalen und die Freie und Hansestadt Hamburg gemeinsam getragen. Die konkrete Vertei-
lung des Sitzlandanteiles zwischen den beiden Ländern wird von den zuständigen Fachmini-
sterien der Länder in Abstimmung mit der Stiftung festgelegt werden. Grundlage für die Be-
stimmung der Finanzierungsanteile der beiden Länder ist der auf die jeweiligen Standorte ent-
fallende, auf Basis des jährlichen Wirtschaftsplans („Programmbudgets“) der Stiftung ermittelte 
jährliche Zuwendungsbedarf unter Berücksichtigung der anteiligen Kosten für die zentrale Ad-
ministration der Stiftung. 
 
Die nicht der gemeinsamen Bund-Länder-Förderung nach AV-WGL unterfallenden Aufgaben 
der Stiftung sind in ständiger Übung von den beiden Ländern Nordrhein-Westfalen und Ham-
burg für ihren jeweiligen Standort allein zu finanzieren. Hierbei handelt es sich insbesondere 
um Aufgaben der Stiftung mit rein musealem Charakter (Ausstellungsbetrieb).  
 
Zu Artikel 4 Staatsvertrag: 
 
Auf die Stiftung übertragen werden sämtliche dem CeNak zuzuordnenden beweglichen Sa-
chen und Rechte. Vertragsverhältnisse mit Dritten werden von der Stiftung in dem im Staats-
vertrag konkret geregelten Umfang übernommen. 
 
Zu Artikel 5 Staatsvertrag: 
 
Nicht von der Vermögensübertragung umfasst werden die dem CeNak bis zum Übertragungs-
stichtag zuzuordnenden, im Eigentum der Universität Hamburg stehenden Sammlungen und 
Sammlungsgegenstände. Diese verbleiben auf ausdrücklichen Wunsch der Freien und Han-
sestadt Hamburg im Eigentum der UHH. Die Freie und Hansestadt Hamburg möchte hiermit 
der historischen Entstehungsgeschichte der Hamburger Sammlungen, die ihren Ursprung in 
der Akquise führender Kaufmannsfamilien und von Seefahrern haben, und den Interessen der 
örtlichen Verbände an einem sich auch in eigentumsrechtlicher Hinsicht manifestierenden Ver-
bleib der Sammlungen in Hamburg Rechnung tragen. Es besteht jedoch Einigkeit, dass es der 
Stiftung in Anbetracht der mit der strategischen Erweiterung verfolgten Zielsetzungen ermög-
licht werden muss, die CeNak-Sammlungen im Rahmen ihres Stiftungszweckes uneinge-
schränkt und in eigentümerähnlicher Weise zu nutzen. Der Staatsvertrag enthält die Verpflich-
tung der Freien und Hansestadt Hamburg, dies sicherzustellen. Einzelheiten zu dem Nut-
zungsüberlassungsverhältnis werden in einer zwischen der Stiftung und der Universität Ham-
burg zu schließenden Nutzungsüberlassungsvereinbarung geregelt werden. 
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Zu Artikel 6 Staatsvertrag: 
 
Aufgrund des Staatsvertrages werden die Arbeitsverhältnisse der in der Anlage 3 zu Artikel 6 
des Staatsvertrages aufgeführten Stelleninhaber und Stelleninhaberinnen auf die Stiftung 
übergeleitet. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an den Hochschulen sind nach Art. 7 
Abs. 1 Hamburgisches Hochschulgesetz vom 18. Juli 2001 Angehörige des öffentlichen Diens-
tes der Freien und Hansestadt Hamburg. Die Stiftung tritt zum Übertragungsstichtag als Ge-
samtrechtsnachfolgerin in die Rechte und Pflichten der Freien und Hansestadt Hamburg aus 
den genannten Arbeitsverhältnissen ein. Ein Widerspruchsrecht der Beschäftigten gegen den 
Übergang ihrer Arbeitsverhältnisse auf die Stiftung besteht nicht, da Arbeitgeberin der Be-
schäftigten eine juristische Person des öffentlichen Rechts bleibt und durch die Regelungen 
des Staatsvertrages eine umfassende Besitzstandswahrung zu Gunsten der übergehenden 
Beschäftigten sichergestellt wird. Insbesondere wird die Anwendbarkeit des Tarifvertrages für 
den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vereinbart und Arbeitsort der Beschäftigten bleibt 
der Standort Hamburg. Betriebsbedingte Kündigungen der aufgrund des Staatsvertrages auf 
die Stiftung übergegangenen Arbeitsverhältnisse werden ausgeschlossen. Bewerbungen der 
übergeleiteten Beschäftigten werden für unbegrenzte Zeit als Bewerbungen von internen Be-
werberinnen oder Bewerbern der Freien und Hansestadt Hamburg behandelt (Rückbewer-
bungsrecht). 
 
Für die Gewährung von Versorgungsleistungen, die den übergegangenen Beschäftigten nach 
dem Hamburgischen Zusatzversorgungsgesetz zustehen, bleibt die Freie und Hansestadt 
Hamburg auch nach der Übertragung von deren Arbeitsverhältnissen auf die Stiftung verant-
wortlich. Die Stiftung entrichtet hierfür an die Freie und Hansestadt Hamburg einen Versor-
gungszuschlag in der jeweils geltenden Höhe (derzeit 10,5 Prozent der jeweils im Dienst der 
Stiftung erzielten ruhegehaltsfähigen Vergütung). Die Höhe ergibt sich aus Rundschreiben des 
Personalamtes der Freien und Hansestadt Hamburg, zuletzt vom 30. März 2011 (Mitteilungen 
für die Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg 2011, Seite 66). 
 
Soweit den übergehenden Beschäftigten Ansprüche nach der Hamburgischen Beihilfeverord-
nung zustehen – dies betrifft acht der übergehenden Beschäftigten –, bleiben auch diese An-
sprüche bestehen und werden künftig durch die Stiftung erfüllt. Die Ansprüche bestehen nur 
bis zum Eintritt der Beschäftigten in den Ruhestand und umfassen lediglich bestimmte Zusatz-
leistungen. 
 
Den aufgrund des Staatsvertrages übergeleiteten Hamburger Beschäftigten wird ein Rück-
kehrrecht in den öffentlichen Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg in den drei abschlie-
ßend aufgeführten Fällen (1. Beendigung der gemeinsamen Finanzierung und Schließung des 
Standorts Hamburg, 2. vollständige Auflösung der Stiftung sowie 3. Übergang der Stiftung in 
eine private Rechtsform) eingeräumt. Das diesbezüglich durchzuführende Verfahren wird im 
Staatsvertrag geregelt. 
 
Zu Artikel 7 Staatsvertrag: 
 
Gemäß den Regularien der AV-WGL stellt das jeweilige Sitzland Räumlichkeiten für die Un-
terbringung von WGL-Einrichtungen grundsätzlich unentgeltlich zur Verfügung. Dementspre-
chend wird das Land Nordrhein-Westfalen – wie bisher – die Räumlichkeiten für die Unterbrin-
gung der Stiftung am Standort Bonn und die Freie und Hansestadt Hamburg die Räumlichkei-
ten für die Unterbringung am Standort Hamburg unentgeltlich zur Verfügung stellen. Die Freie 
und Hansestadt Hamburg wird für den Standort Hamburg innerhalb der nächsten Jahre auf 
ihre Kosten ein neues Gebäude zur Unterbringung der Stiftung in Form eines Gesamtneubaus 
für den Forschungs-, Sammlungs- und Museumsbereich (Arbeitstitel „Evolutioneum“) 
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errichten. Bis dahin erfolgt eine Unterbringung der Stiftung in den bisher vom CeNak genutzten 
Räumlichkeiten der Universität Hamburg.  
 
Gemäß § 5 Satz 2 AV-WGL wird der im Rahmen der gemeinsamen Bund-Länder-Finanzierung 
auf die Länder entfallende Anteil des Zuwendungsbetrages für Bauinvestitionen allein durch 
das Sitzland aufgebracht. Gemäß den Regelungen im Staatsvertrag ist dieser vom Sitzland zu 
tragende Länderanteil für Bauinvestionen durch dasjenige Land zu tragen, dessen Standort 
Bonn oder Hamburg von der Baumaßnahme betroffen ist.  
 
Zu Artikel 8 Staatsvertrag: 
 
Während der Dauer der gemeinsamen Bund-Länder-Finanzierung gemäß AV-WGL ist neben 
einer jederzeit möglichen einvernehmlichen Aufhebung des Staatsvertrages nur eine außer-
ordentliche Kündigung des Staatsvertrages aus wichtigem Grund möglich. Im Übrigen kommt 
eine Kündigung des Staatsvertrages nur in dem Fall in Betracht, dass die gemeinsame Bund-
Länder-Finanzierung nach AV-WGL endet.  
 
Für den Fall, dass sich die Länder im Falle einer Beendigung der gemeinsamen Bund-Länder-
Finanzierung für eine gemeinsame Weiterfinanzierung der Stiftung außerhalb der AV-WGL 
nur auf Basis des Staatsvertrages verständigen sollten, kann der Staatsvertrag von jedem 
Land mit einer Frist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. 
 
Zu Artikel 9 Staatsvertrag: 
 
Der Staatsvertrag legt Rahmenregelungen für den Fall einer Beendigung der gemeinsamen 
Finanzierung infolge einer Kündigung durch ein Land oder einer einvernehmlichen Aufhebung 
des Staatsvertrages fest. Diese Regelungen sollen sowohl für den Fall gelten, dass die Stiftung 
infolge der Beendigung der gemeinsamen Finanzierung vollständig aufgelöst wird als auch für 
den Fall, dass die Stiftung bzw. die bisher von der Stiftung wahrgenommen Aufgaben durch 
ein Land oder durch beide Länder bezogen auf ihren jeweiligen Standort fortgeführt werden.  
 
Für den Fall der Beendigung der gemeinsamen Finanzierung ist grundsätzlich eine standort-
bezogene Aufteilung der zum Zeitpunkt der Beendigung der gemeinsamen Finanzierung vor-
handenen Vermögensgegenstände und finanziellen Verpflichtungen vorgesehen. Dies bein-
haltet auch, dass jedes Land die finanziellen Verpflichtungen für die seinem jeweiligen Stand-
ort Hamburg oder Bonn zuzuordnenden Arbeitsverhältnisse zu übernehmen hat, soweit diese 
nicht aus Anlass der Beendigung der gemeinsamen Finanzierung beendet werden können. 
Mit Beschäftigten der Stiftung werden im Falle der Beendigung der gemeinsamen Finanzie-
rung keine neuen Arbeitsverhältnisse mit der Freien und Hansestadt Hamburg begründet, es 
sei denn, sie sind berechtigt, nach Artikel 6 Absatz 11 in den Dienst der Freien und Hansestadt 
Hamburg zurückzukehren. 
 
Die von den Ländern jeweils zur Verfügung gestellten Grundstücke und Gebäude verbleiben 
im Eigentum des jeweiligen Landes. Die im Eigentum der Stiftung stehenden Sammlungen 
und Sammlungsobjekte fallen im Falle der Auflösung der Stiftung oder im Falle der Trennung 
der beiden Standorte demjenigen Land (oder einer in der Trägerschaft des jeweiligen Landes 
befindlichen Einrichtung, welche die Aufgaben der Stiftung fortführt) zu, dessen Standort sie 
dauerhaft thematisch zugeordnet sind. Eine standortbezogene Aufteilung ist grundsätzlich 
auch für alle weiteren Vermögensgegenstände der Stiftung vorgesehen. Sollte sich ergeben, 
dass diese Aufteilung zu einem Missverhältnis im Hinblick auf die von den Ländern während 
der Laufzeit des Staatsvertrages jeweils an die Stiftung geleisteten Zuwendungen führt, ist ein 
entsprechender Wertausgleich zu leisten. 
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Die jeweils gültigen Regelungen der AV-WGL, welche die Beendigung der gemeinsamen 
Bund-Länder-Finanzierung betreffen, sind stets vorrangig zu berücksichtigen.   
 


